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2. die Gegenstände in Kenntnis der Umstände, wel­
che die Einziehung zugelassen hätten, in verwerf­
licher Weise erworben hat.

§ 40b
(1) Ist die Einziehung nicht vorgeschrieben, so darf 

sie in den Fällen des § 40 Abs. 2 Nr. 1 und des § 40a 
nicht angeordnet werden, wenn sie zur Bedeutung 
der begangenen Tat und zum Vorwurf, der den von 
der Einziehung betroffenen Täter oder Teilnehmer 
oder in den Fällen des § 40a den Dritten trifft, außer 
Verhältnis steht.

(2) Das Gericht ordnet in den Fällen der §§ 40 und 
40a an, daß die Einziehung Vorbehalten bleibt, und 
trifft eine weniger einschneidende Maßnahme, wenn 
der Zweck der Einziehung auch durch sie erreicht wer­
den kann. In Betracht kommt namentlich die An­
weisung,

1. die Gegenstände unbrauchbar zu machen,
2. an den Gegenständen bestimmte Einrichtungen 

oder Kennzeichen zu beseitigen oder die Gegenstände 
sonst zu ändern oder

3. über die Gegenstände in bestimmter Weise zu 
verfügen.
Wird die Anweisung befolgt, so wird der Vorbehalt 
der Einziehung aufgehoben; andernfalls ordnet das 
Gericht die Einziehung nachträglich an.

(3) Ist die Einziehung nicht vorgeschrieben, so 
kann sie auf einen Teil der Gegenstände beschränkt 
werden.

§40c
(1) Hat der Täter oder Teilnehmer den Gegen­

stand, der ihm zur Zeit der Tat gehörte oder zustand 
und auf dessen Einziehung hätte erkannt werden 
können, vor der Entscheidung über die Einziehung 
verwertet, namentlich veräußert oder verbraucht, oder 
hat er die Einziehung des Gegenstandes sonst ver­
eitelt, so kann das Gericht die Einziehung eines Geld­
betrages gegen den Täter oder Teilnehmer bis zu der 
Höhe anordnen, die dem Wert des Gegenstandes ent­
spricht.

(2) Eine solche Anordnung kann das Gericht auch 
neben der Einziehung eines Gegenstandes oder an de­
ren Stelle treffen, wenn ihn der Täter oder Teilneh­
mer vor der Entscheidung über die Einziehung mit 
dem Recht eines Dritten belastet hat, dessen Erlö­
schen ohne Entschädigung nicht angeordnet werden 
kann oder im Falle der Einziehung nicht angeordnet 
werden könnte (§ 41a Abs. 2, § 41c); trifft das Ge­
richt die Anordnung neben der Einziehung, so bemißt 
sich die Höhe des Wertersatzes nach dem Wert der 
Belastung des Gegenstandes.

(1) . .. (bei § 40 Abs. 1 StGB West) Sind solche 
Gegenstände veräußert worden, kann auch ihr Erlös 
eingezogen werden . . .


